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Aktuelle Haushaltslage 2026 
 
Die Landesregierung geht in ihrer aktuellen Eckwerteplanung von 
stark ansteigenden Ausgaben aus, die von den Einnahmen bei 
Weitem nicht gedeckt werden können. Für 2027 beträgt diese  
Deckungslücke noch 1,5 Mrd. €. Für 2034 steigt dieser Wert auf 
2,4 Mrd. € an - bei rückläufigen Planungen für Investitions-
ausgaben.  
 
Die neuen strukturellen Kreditaufnahmemöglichkeiten werden zur 
Finanzierung vollständig ausgereizt. Die Frage, wie die ver-
bleibenden Handlungsbedarfe konkret aufgelöst werden sollen, 
ist bisher unklar. 
 
Hohe Zinsausgaben belasten kommende Haushalte und redu-
zieren den Gestaltungsspielraum künftiger Generationen. 
 
Zudem setzt sich der Personalaufwuchs ungebremst fort. Es 
bestehen keine Anzeichen, dass hier umgesteuert wird. Zusätzlich 
führt die aktuelle Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts zur Beamtenbesoldung zu immensen Mehrausgaben. Ein 
Personaleinsparkonzept ist neben den bereits veranlassten 
Konsolidierungen erforderlich. 
 
Strukturelle Einsparungen sind unumgänglich. Die Landesregie-
rung ist gefordert, Aufgaben und Ausgaben klar zu priorisieren. 
 
Die mit der Mai-Steuerschätzung prognostizierten Einnahme-
ausfälle verschärfen die Lage noch einmal. Obwohl die Landes-
regierung die zusätzlichen konjunkturellen Kreditaufnahmemög-
lichkeiten vollständig ausschöpfen will, steigen die Handlungs-
bedarfe im Vergleich zur Eckwerteplanung nochmals an.  
 
 

1.1 Steuerschätzung Mai 2026 
 
Die Finanzlage des Landes spitzt sich durch die aktuelle Mai-Steuer-
schätzung weiter zu. Von 2026 bis 2030 verringern sich die Einnahmen im 
Vergleich zur Oktober-Steuerschätzung 2025 voraussichtlich um insgesamt 
rund 1,8 Mrd. €. 
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Die folgende Grafik stellt das Ergebnis dar: 
 

 
Abbildung 1: Entwicklung und Schätzungen der Steuereinnahmen inkl. KFZ-Steuerkompen-
sation und Bundesergänzungszuweisungen 
Quelle: Haushaltsrechnungen und Ergebnisse der regionalisierten Steuerschätzungen 

 
Für 2026 rechnet das Finanzministerium mit Mindereinnahmen von 
358 Mio. €. Diese wirken jedoch nicht vollständig auf den Haushalt. Zum 
einen existiert schon eine für Steuerrechtsänderungen veranschlagte Vor-
sorge. Zum anderen sinken die Ausgaben des Landes im Rahmen des kom-
munalen Finanzausgleichs. Im Übrigen kann die Landesregierung 
zusätzliche konjunkturell bedingte Kredite von 242 Mio. € aufnehmen. Diese 
steigen somit im Haushalt 20261 auf 323 Mio. €. 
 
Jede konjunkturelle Kreditaufnahme führt dazu, dass zusätzliche konjunk-
turbedingte Einnahmen in einem zukünftigen Aufschwung nicht für zusätzli-
che Ausgaben zur Verfügung stehen. Stattdessen müssen diese  
Einnahmen nach den Regeln der Schuldenbremse für die Tilgung der auf-
gelaufenen Konjunkturkredite verwendet werden. 

 
1.2 Strukturelle Einsparungen dringend notwendig 

 
Auch schon vor der aktuellen Steuerschätzung war eine strukturelle Kon-
solidierung des Landeshaushalts erforderlich. Die Landesregierung hat mit 
ihren Beschlüssen in Sankelmark zur Haushaltskonsolidierung im März 
2024 lediglich einen ersten Schritt in die richtige Richtung unternommen.2  

 
1  Im Folgenden bezieht sich die Betrachtung 2026 immer auf den Haushalt 2026 inkl. 

2. Nachtrag. 
2  Vgl. Nr. 6 der Bemerkungen 2026 des Landesrechnungshofs Schleswig-Holstein. 
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Die dort gefassten Beschlüsse sind angesichts der aufwachsenden 
Deckungslücken jedoch überholt; denn in ihrer aktuellen Eckwerteplanung 
2027 steigen die Deckungslücken zwischen bereinigten Einnahmen und 
bereinigten Ausgaben bis 2034 auf 2,4 Mrd. € an. Selbst die geplanten 
Konsolidierungstranchen sowie eine vollständige Ausschöpfung der struk-
turellen Kreditaufnahmemöglichkeiten reichen nicht aus, um diese 
Deckungslücken zu schließen. Zusätzlich zeichnet sich ein weiteres 
Anwachsen der Deckungslücke infolge der Ergebnisse der Mai-Steuer-
schätzung ab. 
 

 
Abbildung 2: Entwicklung der Deckungslücken 
Quellen: Medien-Informationen des Finanzministeriums vom 10.03.2026 und vom 21.04.2026 
Hinweis: Deckungslücken sind die Summe der offenen Handlungsbedarfe einerseits und Neu-
verschuldung und Rücklagenentnahme anderseits 

 
Nach Auffassung des Finanzministeriums liege eine Deckungslücke nur 
dann vor, wenn für bestehende Finanzierungsbedarfe keine Finanzierungs-
möglichkeiten vorhanden seien. Sowohl bei der Inanspruchnahme beste-
hender Kreditermächtigungen als auch bei der Nutzung verfügbarer Rück-
lagen bestünden jedoch konkrete Finanzierungsmöglichkeiten. 
 
Der Landesrechnungshof Schleswig-Holstein (LRH) weist darauf hin, 
dass in der Eckwerteplanung die bereinigten Ausgaben nicht durch berei-
nigte Einnahmen gedeckt werden können. Diese Differenz betrachtet der 
LRH als Deckungslücke, denn das Instrument der Rücklage sollte nur  
restriktiv und Kreditaufnahmemöglichkeiten nicht dauerhaft und vollum-
fänglich genutzt werden. Der LRH schließt sich daher der Sichtweise des 
Finanzministeriums nicht an.  
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Voraussetzung für eine zielgenaue Konsolidierung ist eine verlässliche und 
bedarfsgerechte Finanz- und Haushaltsplanung. Dafür ist es notwendig, 
dass die Landesregierung Aufgaben und Ausgaben klar priorisiert. Die 
großen Deckungslücken in der Eckwerteplanung sind ein Indiz dafür, dass 
bisher weder die notwendige Aufgabenkritik noch eine daraus resultierende 
Aufgaben- und Personalreduzierung in ausreichendem Maße stattgefunden 
hat. 
 
Maßgeblich für die Entwicklung der Deckungslücken von 2026 bis 2034 sind 
mehrere Faktoren. So steigen die Zinsausgaben bis 2034 auf jährlich 
985 Mio. € an, ein Anstieg von 84 %.1 Dies ist auch auf die vollständige 
Ausschöpfung der strukturellen Verschuldungsmöglichkeiten zurückzu-
führen. 
 
Zusätzlich steigen die Personalkosten an, so dass die Landesregierung 
zukünftig mit einer Personalausgabenquote von 35 % an den bereinigten 
Ausgaben rechnet. Gründe hierfür sind der Stellenaufwuchs der 
vergangenen Jahre sowie die Folgen aus der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Besoldung, die einen erheblichen Anstieg 
von Besoldungs- und Versorgungsausgaben nach sich ziehen. 
Bemerkenswert ist, dass ab 2029 nur mit 2 % Personalkostensteigerungen 
geplant wird. Dies ist schon allein für die Ausfinanzierung von Besoldungs- 
und Tarifsteigerungen knapp bemessen. Bezüglich des Stellenumfangs im 
Landesdienst ab 2029 ist dem LRH nicht bekannt, ob hierzu bereits ein 
belastbares Konzept durch die Landesregierung beschlossen wurde. 
 
Nach der vorliegenden Eckwerteplanung sinken die Investitionsausgaben 
langfristig bis 2034. Begründen lässt es sich insbesondere mit der Entschei-
dung der Landesregierung, den Landesanteil der Länder-und-Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetz (LuKIFG)-Mittel2 für Projekte in einem Zeit-
raum von 2026 bis 2030 zu nutzen und den kommunalen Anteil auch bereits 
2026 als Investition zu veranschlagen.  
 
Nach Verbrauch der Landesmittel sinkt die Investitionsquote ab 2031 unter 
10 %.3 Würde man mit Landesmitteln die Investitionsquote auch 2034 auf 
einem Zehntel halten wollen, kämen weitere Handlungsbedarfe hinzu und 
die Deckungslücke würde um rund 340 Mio. € auf 2,75 Mrd. € anwachsen. 
 

 
1   Ohne Berücksichtigung der in den Haushaltsplanungen gesondert ausgewiesenen 

Zinsänderungsrisiken und die zusätzliche konjunkturelle Kreditaufnahme in Folge der 
Ergebnisse der Mai-Steuerschätzung 2026. 

2   Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz vom 20.10.2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 246). 

3  Im Haushalt 2026 sind die LuKIFG-Mittel mit eingerechnet. Würde man diese nicht 
berücksichtigen, ergäben sich immer noch sinkende Investitionsausgaben bis 2034 von 
nominal 3 %.  
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Das Finanzministerium legt Wert auf die Feststellung, dass das Absinken 
der Investitionen sich nicht durch den Wegfall der LuKIFG-Mittel begründe, 
sondern ab 2031 Investitionsmaßnahmen noch nicht ausgeplant und 
ausgabeseitig bezifferbar seien. 
  
Der LRH sieht sich durch diese Einlassung bestätigt, dass in Zukunft mit 
noch höheren Handlungsbedarfen zu rechnen ist. 
 

 
Abbildung 3: Veränderungen der Ausgaben von 2026 zu 2034 in den Eckwerten 2027 
Quellen: Medien-Informationen des Finanzministeriums vom 10.03.2026 und vom 21.04.2026 

 

Der Anstieg der Ausgaben führt schon in der Eckwerteplanung für 2027 zu 
einer Deckungslücke von 1,5 Mrd. €, die sich infolge der Mai-Steuer-
schätzung auf über 1,7 Mrd. € erhöht. Trotz vollkommener Ausschöpfung 
der zulässigen konjunkturellen und strukturellen Nettokreditaufnahme in 
Höhe von 764 Mio. € verbleibt ein Handlungsbedarf in Höhe von 
965 Mio. €.1 Hiervon sollen 200 Mio. € nach dem Konsolidierungsbeschluss 
von Sankelmark im Haushaltsaufstellungsverfahren durch die Ressorts und 
die Staatskanzlei aufgelöst werden. 
 
Die Landesregierung sollte der Versuchung widerstehen, nach 2026 auch 
für 2027 Mittel aus dem Versorgungsfonds als allgemeine Deckungsmittel 
einzuplanen.2 Stattdessen ist die Landesregierung aufgefordert, umfang-
reicher als bisher geplant, strukturell einzusparen.3  
 
Auch die Ergebnisse des vorläufigen Haushaltsabschlusses 2025 dürfen 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass diese Aufgabe unausweichlich ist, um 

 
1  Vgl. Medien-Information vom 12.05.2026. 
2  Vgl. Tz. 1.4. 
3  Vgl. Nr. 6 der Bemerkungen 2026 des Landesrechnungshofs Schleswig-Holstein. 

84 18

-20

-40

-20

0

20

40

60

80

100

Zinsausgaben Personalausgaben Investitionsausgaben

%

Veränderung der Ausgaben von 2026 zu 2034 in den 
Eckwerten 2027



6 

 

dem Aufwuchs der Handlungsbedarfe zu begegnen. Nach dem vorläufigen 
Haushaltsabschluss war die Deckungslücke 2025 im Ist zwar wesentlich 
geringer als im Haushaltsplan. Allerdings ist diese Diskrepanz auf Soll-Ist-
Abweichungen und nicht auf Konsolidierungsanstrengungen zurückzu-
führen. 
 

1.3 Vorläufiger Abschluss 2025 
 
Das Finanzministerium hat den Landtag über den vorläufigen Haushaltsab-
schluss 2025 unterrichtet.1 Am Ende des Haushaltsjahres 2025 standen 
Einnahmen von 17,7 Mrd. € Ausgaben von 17,8 Mrd. € im Ist gegenüber. 
Es verblieb somit ein Finanzierungsdefizit von 91 Mio. €. Im Haushaltsplan, 
inklusive des 2. Nachtragshaushalts 2025, wurde hingegen mit einem 
Defizit von über einer Mrd. € gerechnet. 
 
Diese Diskrepanz von über 900 Mio. € zwischen Plan und Ist lässt sich auf 
folgende Effekte im Haushalt zurückführen: 
 

• Die Verwaltungseinnahmen und die Zuweisungen und Zuschüsse 
waren um rund 420 Mio. € niedriger angesetzt als tatsächlich reali-
siert.2 Zum Teil ist dies auf die Praxis der Landesregierung 
zurückzuführen, bestimmte Titel im Haushaltsplan mit Nullansätzen 
zu veranschlagen.  

• Auf der Ausgabenseite waren die Personalausgaben um 
163 Mio. €, die Investitionsausgaben um 178 Mio. € und die Sach- 
und Zinsausgaben um 43 Mio. € im Haushaltsplan höher veran-
schlagt als tatsächlich benötigt. Grundsätzlich haben angemessen 
dimensionierte finanzielle „Puffer“ ihre Berechtigung, um Unwäg-
barkeiten im Haushaltsvollzug abzufedern. Hierbei muss jedoch 
sichergestellt werden, dass diese ausschließlich für den vorge-
sehenen Zweck oder zur Absenkung des Kreditbedarfs verwendet 
werden. 

• Aufgrund einer überraschend positiven konjunkturellen Entwicklung 
2025 waren die Steuereinnahmen im Ist um 474 Mio. € höher als 
vorab geschätzt. Demzufolge musste die konjunkturelle  
Neuverschuldung gegenüber dem Plan aber im gleichen Ausmaß 
sinken. Zusätzliche Handlungsspielräume ergaben sich daraus  
also nicht. 

 

 
1  Vgl. Umdruck 20/6199. 
2  Ohne Berücksichtigung der Bundesmittel für Unterkunft und Heizung, die an die Kreise 

weitergeleitet werden und mit Nullansätzen sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der 
Ausgabenseite veranschlagt waren. 
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Gegenläufig zu diesen Effekten im Umfang von 1,3 Mrd. € wurden aus den 
landeseigenen Sondervermögen 162 Mio. € weniger entnommen und 
178 Mio. € mehr an Landes- und Bundesmittel an sie überwiesen als  
veranschlagt - im Ergebnis eine Schonung der Sondervermögen um 
340 Mio. €.  
 
Das Finanzministerium sieht die Diskrepanzen zwischen Plan und Ist als 
Bestandteil der regelmäßigen Haushaltsführung. Ein Soll-Ist-Vergleich des 
Finanzierungsdefizits sei nur eingeschränkt sachgerecht.  
 
Dem LRH sind die Unwägbarkeiten der Haushaltsplanung bewusst. Jedoch 
zeigt insbesondere der Soll-Ist-Vergleich des Finanzierungsdefizits eine 
Größenordnung, die einen Überprüfungsbedarf bei der Veranschlagungs-
praxis nahelegt. 
 

1.4 Personalausgaben: wachsender Stellenbestand trifft auf höhere 
Besoldung – Personaleinsparkonzept erforderlich 
 
Von 2011 bis 2025 sind im Landeshaushalt insgesamt über 6.460 neue 
Stellen geschaffen worden. Ohne die Bereiche Schulen, Polizei, Justiz und 
Steuerverwaltung verbleiben noch immer 1.752 Stellen, die in diesem Zeit-
raum neu ausgebracht wurden; davon fast die Hälfte in den Ministerien. 
 
Diesen Stellenaufwuchs setzt die Landesregierung mit dem Haushalt 2026 
ungebremst fort. Der Landtag genehmigte mit dem Ursprungshaushalt 
zunächst 222 Stellen über alle Bereiche und mit dem 2. Nachtrag weitere 
254 neue Lehrkräftestellen. Damit werden insgesamt 476 Stellen zusätzlich 
bereitgestellt und gleichzeitig Konsolidierungsmaßnahmen im Bereich der 
Schulen zurückgenommen.1  
 
Der ausgewiesene Bedarf an Stellen und Planstellen steigt damit auf 58.102 
an. Der Anteil der Planstellen für die Beamten beträgt mehr als 80 %. 
 

 
1  Vgl. Nr. 6 der Bemerkungen 2026 des Landesrechnungshofs Schleswig-Holstein. 
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Abbildung 4: Entwicklung der (Plan-)Stellen seit 2011 
Quelle: Stellenpläne der Haushalte 2011 bis 2026  

 
Diese Entwicklung stellt ein Risiko für die Stabilität des Landeshaushalts 
insbesondere auch deshalb dar, als die Besoldung durch die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts rückwirkend ab 2025 eine deut-
liche Anpassung nach oben erfährt. Dies löst zusätzliche strukturelle Mehr-
ausgaben aus, die bis 2028 auf rund 500 Mio. € aufwachsen.1 Hier treffen 
also steigende Kosten je Planstelle auf einen nach wie vor anwachsenden 
Stellenbestand.  
 
Zur Deckung dieser Personalmehrausgaben sollte die Landesregierung 
nicht auf Entnahmen aus dem Versorgungsfonds zurückgreifen. Dies gilt 
auch für den Haushalt 2027. Der Versorgungsfonds dient der Finanzierung 
zukünftiger Versorgungsaufwendungen des Landes.2 Außerplanmäßige 
Entnahmen lösen dieses Problem nicht, sondern verschieben es in die 
Zukunft. Hierdurch wird die Deckung der Versorgungslasten, die durch den 
Stellenaufwuchs der vergangenen Jahre zunehmen, immer schwieriger.  
 
Damit für kommende Generationen wieder finanzielle Gestaltungsräume 
zurückgewonnen werden können, sollte die Landesregierung jetzt neben 
den Konsolidierungen im Sachhaushalt ein Personalkosteneinsparkonzept 
auf den Weg bringen. Immerhin bilden die Personalausgaben den größten 
Ausgabenblock im Haushalt. Nach den Eckwerten sind für 2027 rund 
6,4 Mrd. € hierfür vorgesehen.  
 

  

 
1  Vgl. Unterrichtung 20/338 der Landesregierung vom 21.04.2026. 
2  Vgl. § 1 Versorgungsfondsgesetz. 
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Mit einem Personaleinsparkonzept stünde das Land nicht allein dar: Die 
Eckwertebeschlüsse der Bundesregierung zum Haushalt 2027 sehen  
weitere Personaleinsparungen vor, um der politischen Einsparvorgabe 
(Abbau von 8 % der Stellen in der Bundesverwaltung)1 entsprechen zu 
können. Auch das Land Hessen hat sich entschieden, die Landesver-
waltung zu entbürokratisieren, zu modernisieren und zu digitalisieren. So 
soll die Landesverwaltung bis 2029 mit 1.000 weniger besetzten Stellen 
auskommen.2  
 
Die Wirkung des demografischen Wandels sollte auch in Schleswig-
Holstein als Chance begriffen werden, um die Landesaufgaben neu defi-
nieren zu können. Nicht jede freie Stelle muss zwingend nachbesetzt  
werden. Die Digitalstrategie des Landes muss eine gesteigerte Effizienz der 
Verwaltung sicherstellen und somit ein Personaleinsparkonzept unter-
stützen. Zentrale Voraussetzung aber bleibt, dass sich die Landesregierung 
auf eine Priorisierung der Aufgaben und Ausgaben verständigt.  

 
1  Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die 21. Legislaturperiode, 

www.koalitionsvertrag2025.de.  
2  Vgl. Pressemitteilung des Hessischen Ministeriums der Finanzen vom 02.04.2026, 

www.finanzen.hessen.de. 
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